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Außenpolitik

1 Japans Ambitionen - eine

Herausforderung fiir die chi­

nesische Politik

Einen ersten vorsichtigen Vorstoß zum 

Ausloten der chinesischen Haltung ge­

genüber Japans Ambitionen auf einen 

ständigen Sitz im UN-Sicherheitsrat 

hatte Anfang September im Rah­

men von Arbeitsgesprächen zum Fort­

gang der multilateralen Nordkorea- 

Verhandlungen in Beijing der Staats­

sekretär im japanischen Außenminis­

terium, Ichiro Aisawa, im Gespräch 

mit dem stellvertretenden Außenmi­

nister Dai Bingguo gemacht. Beide 

Seiten blieben jedoch in ihren Ausfüh­

rungen sehr vage. Aisawa, so heißt es, 

habe die Notwendigkeit der Reformie­

rung der Vereinten Nationen thema­

tisiert und in diesem Zusammenhang 

auch darauf hingewiesen, sein Land 

sei darauf vorbereitet, künftig die Rol­

le eines Ständigen Mitglieds im UN- 

Sicherheitsrat auszufüllen. Dai ließ 

die in dieser Weise geäußerten Ambi­

tionen Japans jedoch unkommentiert 

und betonte lediglich, die Volksrepub­

lik sei sich der Notwendigkeit von Re­

formen für die UNO sehr bewusst.

Am 21. September schließlich hielt 

der japanische Premierminister Koizu- 

mi vor der Generalversammlung der 

Vereinten Nationen eine Grundsatz­

rede und warb darin wie der deut­

sche Außenminister Joschka Fischer 

für einen ständigen Sitz seines Landes 

im Sicherheitsrat der Vereinten Na­

tionen. Koizumi betonte, eine Reform 

der Weltorganisation sei unabdingbar, 

und Japan müsse darin eine hervorge- 

hobene Rolle spielen. Sein Land spie­

le eine immer wichtigere Rolle bei der 

Aufrechterhaltung von Sicherheit und 

Frieden in der Welt, und dies sei ja ge­

rade die Aufgabe des Sicherheitsrates 

als zentrales Gremium der UNO.

Sein Land besitze den politischen Wil­

len und die Ressourcen, so Koizumi 

vor der UNO weiter, mehr Verantwor­

tung zu übernehmen. Dies betreffe ins­

besondere friedenssichernde Maßnah­

men und den Kampf gegen den Ter­

rorismus. Allerdings dürfe Friedenssi­

cherung nicht allein im militärischen 

Sinne verstanden werden. Auch im zi­

vilen Bereich habe Japan viel zu bie­

ten.

Die offizielle Reaktion aus dem chi­

nesischen Außenministerium war er­

wartungsgemäß ablehnend. Ohne den 

erheblichen finanziellen Beitrag, den 

Japan zum Budget der Vereinten 

Nationen leistet explizit zu benen­

nen, erklärte der Sprecher des chi­

nesischen Außenministeriums, Kong 

Quan, in einer ersten Reaktion, der 

Weltsicherheitsrat sei kein Unterneh­

mensvorstand, und seine Zusammen­

setzung könne nicht von der Höhe 

der Beitragszahlungen abhängig ge­

macht werden. China verstehe wohl 

den Wunsch Japans, eine größere Rol­

le im Bereich der internationalen Be­

ziehungen spielen zu wollen. Aller­

dings fehle es dazu auf japanischer Sei­

te bislang des korrekten Verständnis­

ses der historischen Fragen, die da­

mit in Zusammenhang stünden. Er­

wartungsgemäß stellte die japanische 

Regierung die Relevanz dieses Argu­

ments im Zusammenhang mit dem ge­

wünschten Sicherheitsratsitzes in Fra­

ge.

Die grundsätzliche Haltung Chinas 

beschrieb Kong mit den Worten, an 

erster Stelle müssten umfassende Re­

formen der Vereinten Nationen und 

des Sicherheitsrates stehen. Dies sei 

eine gewichtige Frage, die nur auf 

dem Wege der Herstellung eines brei­

ten Konsensus erreicht werden könne. 

In erster Linie gehe es dabei darum, 

die Arbeitseffizienz des Sicherheitsra­

tes zu steigern. Im Hinblick auf eine 

Erweiterung des Gremiums sei dann 

allerdings primär eine bessere Vertre­

tung der Entwicklungsländer zu be­

achten.

Chinesische Außenpolitikexperten 

sind sich weitgehend darin einig, dass 

eine ständige Vertretung Japans im 

Sicherheitsrat der Vereinten Nationen 

nicht im politischen Interesse Chinas 

liege. Zwar könne ein chinesisches Veto 

jederzeit japanische Vorstöße im Si­

cherheitsrat neutralisieren. Ein solches 

Veto könne sich andererseits jedoch 

verheerend auf die Entwicklung der 

bilateralen Beziehungen beider Län­

der aus wirken und diejenigen Kräfte 

in Japan stärken, die China ohnehin 

als Bedrohung Japans betrachteten. 

Erst Mitte September war bekannt ge­

worden, dass eine Beraterkommission 

der japanischen Regierung erstmalig 

empfohlen hatte, China als potenzielle 

militärische Bedrohung zu betrachten, 

nachdem die militärischen Kapazitä­

ten Russlands im Fernen Osten erheb­

lich an Bedrohungspotenzial verloren 

hätten. Nicht nur die chinesische Auf­

rüstung und der Aufbau seiner Flotte, 

sondern insbesondere der schwelende 

Konflikt mit Taiwan wird als bedro­

hend für die japanische Sicherheit 

angesehen, drohe Japan doch in einen 

solchen Konflikt vor der eigenen Haus­

tür hineingezogen zu werden.

China - einerseits bemüht, nicht als 

Bedrohung zu erscheinen und die gu­

ten wirtschaftlichen Beziehungen mit 

Japan nicht aufs Spiel zu setzen, an­

dererseits keineswegs an einem stän­

digen Sicherheitsratsitz für Japan in­

teressiert - wird den Prozess mit am­

bivalentem Verhalten begleiten, darin 

sind sich chinesische Experten einig. 

In den kommenden Jahren ist damit 

von chinesischer Seite weder eine deut­

liche Befürwortung der japanischen - 

und wohl auch der deutschen - Am­

bitionen noch eine direkte Ablehnung 

derselben zu erwarten.

China wird also auf Zeit spielen, und 

auch die Argumente sind bereits zu­

rechtgelegt: Zunächst existiere noch 

kein fertiger Plan für die Reformie­

rung des Weltsicherheitsrates. Man 

müsse zunächst die mögliche Ande- 
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rung der Charta der Vereinten Natio­

nen abwarten, bevor man damit fort­

fahren könne zu diskutieren, ob Ja­

pan dafür qualifiziert sei, einen stän­

digen Sitz im Sicherheitsrat zu erhal­

ten. Dieser Prozess werde sehr lange 

Zeit beanspruchen, und es gelte viele 

Variablen zu berücksichtigen.

Zu erwarten ist auch, dass die VR 

China während dieses Prozesses wie 

schon in diversen anderen Kontex­

ten nicht die eigenen politischen In­

teressen in den Vordergrund stellen 

wird. Vielmehr wird die Rhetorik der 

Volksrepublik hinsichtlich ihrer Posi­

tionen und Entscheidungen dem Wohl 

der Mehrheit der (nicht entwickel­

ten) Länder Rechnung tragen und die 

Schaffung einer gerechteren Weltord­

nung und die Demokratisierung der in­

ternationalen Beziehungen in den Mit­

telpunkt der Argumentation stellen.

Die diplomatische Gratwanderung, 

Japan einerseits aus wirtschaftlichen 

wie aus strategischen Gründen bei der 

Stange zu halten und gleichzeitig des­

sen Abitionen zu neutralisieren, er­

scheint jedoch noch schwieriger, be­

rücksichtigt man die innenpolitische 

Dimension Chinas. So befriedigen For­

derungen des chinesischen Außenmi­

nisteriums nach einem korrekten Um­

gang Japans mit der eigenen aggressi­

ven Geschichte zwar die in China weit 

verbreiteten Ressentiments gegen den 

einstigen Aggressor. Doch hat die chi­

nesische Regierung offensichtlich zu­

nehmend Probleme, den nicht zuletzt 

mittels des Feindbilds Japan geschür­

ten Nationalismus seiner Staatsbürger 

unter Kontrolle zu bringen.

Nach den Ausschreitungen im Zusam­

menhang mit dem Asien-Cup (s. C.a., 

2004/8, Ü 1) war die chinesische Re­

gierung bemüht, keinen Anlass für 

weitere antijapanische Gefühlsausbrü­

che zu bieten. Trotz zahlreicher Ap­

pelle an den Nationalen Volkskongress 

unterstützt die chinesische Regierung 

beispielsweise nicht die Etablierung ei­

nes Gedenktags anlässlich des Beginns 

der japanischen Besetzung der Mand­

schurei, die sich am 18. September 

zum 73. Mal jährte. Demonstratio­

nen zu diesem Anlass wurden ebenfalls 

weitgehend untersagt. Lediglich eine 

Gruppe von 20 Personen demonstrier­

te Presseberichten zufolge am 18. Sep­

tember vor der japanischen Botschaft. 

Diese wendeten sich lediglich 15 Minu­

ten lang mit Parolen gegen die Besu­

che des Yasukuni-Schreins durch füh­

rende japanische Politiker, gegen einen 

ständigen Sitz Japans im UN-Sicher- 

heitsrats und auch gegen die Beteili­

gung japanischer Unternehmen beim 

Eisenbahnbau in China.

Schon im Vorfeld war von den chinesi­

schen Behörden der Internetzugang zu 

der Website des so genannten Patriots 

Alliance Network, einer dem Verneh­

men nach 80.000 Mitglieder zählen­

den Gruppe, am 30. August blockiert 

worden. Die Gruppe ist bekannt da­

für, antijapanische Aktionen zu or­

ganisieren, und hatte im August on­

line eine Unterschriftenaktion gegen 

die Beteiligung japanischer Firmen an 

chinesischen Hochgeschwindigkeitsei­

senbahnprojekten ins Leben gerufen. 

Ebenso war die Gruppe eigenen Anga­

ben zufolge damit beschäftigt, in mehr 

als hundert chinesischen Städten Ak­

tionen zum Gedenken an den japani­

schen Einmarsch in Nordostchina vor 

73 Jahren zu organisieren. Ob und in 

welchem Umfang diese durchgeführt 

werden konnten, blieb jedoch unklar. 

(Kyodo News Service, 6.9.04, nach 

BBC PF, 7.9.04; Kyodo News Service, 

15.9.04, nach BBC PF, 16.9.04; Kyodo 

News Service, 18.9.04, nach BBC PF, 

19.9.04; Kyodo News Service, 22.9.04, 

nach BBC PF, 23.9.04; RMRB online, 

15.9.04, nach BBC PF, 17.9.04; IHT 

online, 15.9.04; IHT, 16.9.04; SCMP 

online, 18.9.04, nach BBC PF, 19.9.04; 

ZXS, 21.9.04, nach BBC PF, 22.9.04; 

ZTS, 21.9.04, nach BBC PF, 23.9.04; 

Asahi Shinbun, 24., 25., 26.9.04; The 

Daily Yomiuri online, 24., 26.9.04) 
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2 Der lange Weg zu mehr mi­

litärischer Transparenz und 

Kooperation

Erst seit zwei Jahren führt die Volks­

republik China Militärmanöver mit 

anderen Staaten durch. Seither wer­

den im Abstand von nur wenigen Mo­

naten von chinesischer Seite immer 

neue Positivmeldungen und Superla­

tive der militärischen Zusammenar­

beit mit anderen Staaten vermeldet. 

Der jüngste Superlativ wurde Ende 

September ijn Zusammenhang mit ei­

ner Truppenübung der Militärregion 

Jinan mit der Bezeichnung Eiserne 

Faust 2004 vermeldet, bei denen ins­

gesamt 60 ausländische Offiziere aus 

16 Ländern zugegen waren.

Zum ersten Mal, so hieß es auf chi­

nesischer Seite, seien so viele aus­

ländische Militärbeobachter eingela­

den worden, um einer militärischen 

Übung mit scharfer Munition bei­

zuwohnen. Erstmalig waren im Au­

gust 2003 Beobachter bei Manövern 

der chinesischen Armee in der Inne­

ren Mongolei anwesend. Das jetzige 

Ereignis wurde als weiterer Schritt 

Chinas zur Herstellung von Trans­

parenz in Militärangelegenheiten be­

zeichnet, waren doch auch Anfang 

September schon militärische Beob­

achter aus Frankreich, Deutschland, 

Großbritannien und Mexiko zu Lande­

übungen amphibischer Einheiten der 

chinesischen Marine nach Guangdong 

geladen worden.

Aus chinesischer Sicht handelt es sich 

bei den Einladungen zur Manöver­

beobachtung um konsequente Schrit­

te des chinesischen Militärs zur Er­

weiterung des freundschaftlichen Aus- 

tauschs mit dem Ausland. Betont wird 

neben der Vertrauensbildung in der 

Region insbesondere der eingeschlage­

ne Weg hin zu einer graduellen Teil­

nahme Chinas in multilateralen Mili- 

tärmanövern mit dem Ziel, den mili­

tärischen Austausch mit dem Ausland 

zu erweitern.

In der Tat ist eine Entwicklung in 

der militärischen Zusammenarbeit er­

kennbar, die zu mehr Multilateralität 

und Transparenz in Militärangelegen­

heiten führen könnte. Waren es in den 

Jahren 2002 und 2003 zunächst bi­

laterale, dann multilaterale Manöver 

im Rahmen der Shanghai Cooperation 

Organization (SCO) im Zusammen­

hang mit der Bekämpfung des Terro­

rismus, so folgten ebenfalls 2003 ge­

meinsame Such- und Rettungsübun­

gen der chinesischen Marine mit Ein­

heiten zunächst aus Pakistan, dann 

auch aus Indien in chinesischen Ho­

heitsgewässern vor Shanghai.

Die Gewässer vor Qingdao schließ­

lich erschienen der chinesischen Mari­

ne geeignet, um unabhängig vonein­

ander Seemanöver unter Beteiligung 

französischer (März 2004) und briti­

scher Einheiten (Juni 2004) durch­

zuführen. Pakistan wurde im August 

2004 zu Anti-Terrorismus-Manövern 

nach Tashkorgan in Xinjiang geladen, 

und gemeinsam mit indischen Grenz­
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truppen führten chinesische Truppen 

Ende August ein Bergsteigetraining in 

Tibet durch.

Gleich mehrere Muster werden aus der 

Abfolge der Militärmanöver unter Be­

teiligung ausländischer Einheiten bzw. 

unter Anwesenheit ausländischer Be­

obachter erkennbar.

• Getrennt wird von chinesischer 

Seite offensichtlich zwischen 

Übungen mit regionalen Nach­

barn und solchen mit weiter ent­

fernten Staaten - in erster Linie 

aus Westeuropa: Marineübun­

gen mit Pakistan oder Indien 

vor Shanghai, Seemanöver mit 

Großbritannien und Frankreich 

vor Qingdao.

• Multilaterale Manöver werden 

bislang ausschließlich im Rah­

men der von China initiier­

ten SCO durchgeführt und be­

schränkten sich auf militärische 

Randbereiche wie die Stärkung 

der Grenzregimes, die Bekämp­

fung des Terrorismus, Maßnah­

men gegen Drogen- und Waffen­

schmuggel.

• Manövern mit Indien folgen bis­

lang unmittelbar auch solche 

mit Pakistan und umgekehrt. 

Diese sind auf nichtmilitärische 

Bereiche beschränkt und dienen 

der Vertrauensbildung mit und 

vorsichtigen Annäherung an In­

dien auf der einen und der Auf­

rechterhaltung der Vertrauens­

basis mit Pakistan auf der ande­

ren Seite. Ausgleich und Gleich­

gewicht ist hier das Ziel.

• Durch die Zulassung von Beob­

achtern kommt China einerseits 

der westlichen Forderung nach 

größerer Transparenz in mili­

tärischen Angelegenheiten nach. 

Andererseits dienen derartige 

Ereignisse jedoch auch insbeson­

dere der Vertrauensbildung in 

der Region.

Letzterer Aspekt wurde besonders 

im Zusammenhang mit den jüngs­

ten Manövern deutlich. Hierzu wa­

ren neben Vertretern aus den Staa­

ten der SCO insbesondere Beobach­

ter aus den ASEAN-Staaten geladen, 

die das wachsende militärische Ge­

wicht Chinas im asiatischen Raum 

mit Argwohn betrachten. Auch von 

chinesischer Seite wurden die Einla­

dungen zur Beobachtung der Manöver 

als Teil einer diplomatischen Offensive 

bezeichnet. Die chinesische Politik fol­

ge auf militärischem Gebiet demnach 

der Prämisse „Behandlung von Nach­

barn als Freunde und Partner“ und sei 

Ausdruck des „neuen chinesischen Si­

cherheitskonzepts“, das auf friedliche 

Koexistenz, gegenseitiges Vertrauen, 

(Verhalten zum) gegenseitigen Nut­

zen, Gleichheit und Kooperation grün­

de.

Des Weiteren, so ein Vertreter der 

chinesischen Akademie für Militäri­

sche Wissenschaften, zeichne sich mit 

der Einladung zur Beobachtung re­

gulärer Manöver mit scharfer Muni­

tion auch eine Ausweitung des mili­

tärischen Austauschs Chinas mit dem 

Ausland von den bisherigen nichttra­

ditionellen Feldern (Seerettung, Be­

kämpfung von Drogenschmuggel etc.) 

hin zu den Kernbereichen militäri­

scher Sicherheit ab.

Ob die bis dato von der VR Chi­

na hergestellte Transparenz in ihren 

militärischen Bereichen angesichts der 

zielgruppengerechten Ausschnitte, die 

ausländischen Beobachtern zugänglich 

gemacht werden, international als aus­

reichend angesehen wird, bleibt zwei­

felhaft. Insbesondere die USA haben 

in der Vergangenheit die militärische 

Zusammenarbeit und den Informati­

onsaustausch als Einbahnstraße be­

zeichnet. Ein weiteres Problem bleibt 

trotz der anderslautenden Versiche­

rungen der chinesischen Regierung der 

seitens der Vereinigten Staaten ge­

gen den militärisch-industriellen Sek­

tor Chinas gehegte Generalverdacht 

der Proliferation insbesondere im Zu­

sammenhang mit Raketentechnologie. 

Erst im September wurden von den 

USA Sanktionen gegen das staatliche 

chinesische Handelskonglomerat Chi­

na New Era Group verhängt. Man ver­

füge, so hieß es aus den USA, über Er­

kenntnisse, dass dieses Unternehmen 

„materielle Beiträge“ zu den Bemü­

hungen eines anderen Landes geleistet 

habe, seine bestehenden Raketensys­

teme in Trägersysteme für Massenver­

nichtungsmittel zu verwandeln.

Obwohl in diesem Fall kein Empfän­

gerland für die seitens der USA bean­

standeten rüstungsrelevanten Expor­

te des chinesischen Unternehmens ge­

nannt wurde, ist davon auszugehen, 

dass es sich dabei wiederum um Pakis­

tan, Iran, Libyen oder Nordkorea han­

deln wird. Während die Vereinigten 

Staaten alle bestehenden Verträge mit 

der New Era Group, die neben Nukle­

artechnik auch Knoblauch und Nudeln 

exportiert, annullierte und weitere Ex­

porte in die USA für zwei Jahre ver­

bot, übte das chinesische Außenminis­

terium scharfe Kritik an dieser Maß­

nahme. Man fordere Washington auf, 

so hieß es, Landesgesetze der USA an­

zuwenden, um Sanktionen gegen die 

chinesische Regierung zu verhängen. 

(XNA, 25.9.04; Xinhua, 2.9.04, nach 

BBC PF, 4.9.04; FT, 24.9.04; WSJ on­

line, 23.9.04) -kg-

3 Shanghai Cooperation Or­

ganization auf dem Weg zur 

wirtschaftlichen Integration

Auf einer Anfang September in Bei­

jing von der Konrad-Adenauer-Stif­

tung und dem Chinese Institute of In­

ternational Strategie Studies gemein­

sam ausgerichteten Konferenz wurde 

von chinesischer Seite als Fokus für 

die weitere Entwicklung der Shanghai 

Cooperation Organization die Förde­

rung eines einheitlichen Wirtschafts­

raums benannt. Der Zeithorizont, den 

Zhang Deguang, chinesischer Execu­

tive Secretary der SCO, angab, beläuft 

sich auf 20 Jahre bis zur Verwirkli­

chung des freien Austauschs von Gü­

tern, Finanzmitteln, Technologien und 

Dienstleistungen zwischen den Mit­

gliedsstaaten der Organisation.

Nach Ansicht von Beobachtern aus 

den SCO-Mitgliedsländern liegt die­

se Entwicklung insbesondere im chi­

nesischen Interesse. China setze auf 

eine stärkere ökonomische Präsenz in 

Zentralasien. Obwohl dies von chine­

sischer Seite weitgehend unausgespro­

chen bleibt, ist deutlich erkennbar, 

dass die SCO als Gegengewicht zum 

Engagement der Vereinigten Staaten 

in Zentralasien nach den Anschlä­

gen vom 11.9.2001 aufgebaut wird. So 

heißt es zwar von chinesischen Vertre­

tern der SCO, die Organisation sol­

le keinesfalls zu einem militärischen 

Block mit der Zielsetzung der Eindäm­

mung der USA auf ökonomischem, 

militärischem und politischem Gebiet 

in der zentralasiatischen Region wer­

den. Andererseits wurden jedoch erst­
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mals Stimmen laut, die die Vereinig­

ten Staaten sehr wohl in der Rolle als 

Konkurrent der SCO in der Region 

bezeichneten - eine Position, die sich 

mit der russischen weitgehend decken 

dürfte.

Aus chinesischer Sicht handelt es sich 

bei der Stärkung der wirtschaftlichen 

Zusammenarbeit und Integration in­

nerhalb der SCO um den konsequen­

ten dritten Schritt hin zum Aufbau 

einer umfassenden Regionalorganisa­

tion. Nachdem das Jahr 2003 durch 

die Institutionalisierung der SCO ge­

kennzeichnet war, widmeten sich die 

beteiligten Staaten in diesem Jahr pri­

mär wirtschaftlichen Fragestellungen. 

Im September fanden gleich mehrere 

Konferenzen auf höchster Ebene statt, 

deren Ziel die Verabschiedung eines 

Aktionsplans für die Erweiterung und 

Vertiefung der Wirtschaftskooperati­

on war. Vorbereitet durch ein Tref­

fen der Handelsminister der Mitglieds­

staaten wurde auf einer nachfolgenden 

Konferenz der Premierminister Ende 

September in Bishkek ein Maßnah­

menkatalog zur schrittweisen Herstel­

lung entsprechender Bedingungen für 

den freien Fluss von Gütern, Kapi­

tal, Dienstleistungen und Technolo­

gie zwischen den Mitgliedsstaaten ver­

abschiedet („Outline for Multilateral 

Economic and Trade Cooperation Be- 

tween SCO Members“)-

Der chinesische Premierminister Wen 

Jiabao betonte in seiner Rede vor den 

Amtskollegen der SCO, man solle nun­

mehr der ökonomischen Zusammenar­

beit Priorität einräumen. Von beson­

derem Interesse, so Wen, sei der Auf­

bau grenzüberschreitender Infrastruk­

tur, i.e. der Bau von Transportwegen. 

Hierzu bedürfe es der Beschleunigung 

im Abstimmungsprozess zwischen den 

Staaten mit dem Ziel der Verabschie­

dung eines Multilateral Agreement on 

Facilitating Highway Transportation. 

Ohne den Zusammenhang mit dem 

chinesischen Programm zum ökonomi­

schen Aufbau der Westregionen expli­

zit herzustellen, rief Wen Jiabao da­

rüber hinaus zur Förderung des Aus- 

tauschs zwischen den Grenzregionen 

auf.

Die chinesischen Vorstellungen fin­

den sich im gemeinsamen Kommu­

nique der Konferenz der Premier­

minister wieder. Über die besondere 

Wichtigkeit des Aufbaus internatio­

naler Transportrouten durch die Mit­

gliedsländer herrscht Einigkeit. Die 

Einzelheiten dieser Planung wurden 

an die nationalen Transportminister 

übertragen, die sich auf einem Treffen 

in der ersten Hälfte des kommenden 

Jahres darüber verständigen sollen. 

Der verabschiedete Aktionsplan sieht 

127 bilaterale oder multilaterale wirt­

schaftliche Kooperationsprojekte vor. 

Schwerpunkte liegen - ganz im Inte­

resse Chinas - insbesondere auf dem 

Gebiet der Erkundung, Ausbeutung 

und des Transports von Bodenschät­

zen, primär von Erdöl und Erdgas. 

Der russische Premierminister Frad- 

kov schlug in diesem Zusammenhang 

die Ausarbeitung eines Konzepts zum 

Aufbau eines gemeinsamen Transport­

systems für Gas, Öl und Energie zwi­

schen den Mitgliedsstaaten der SCO 

vor.

Eine neue Qualität erhält die SCO 

auch mit der in Punkt 8 des ge­

meinsamen Kommuniques der Premi­

erminister enthaltenen Feststellung, 

die Shanghai Cooperation Organiza­

tion sei nunmehr bereit, offizielle Ver­

bindungen zu internationalen Wirt­

schaftsforen und -Organisationen her­

zustellen. Auch die Etablierung offizi­

eller Kontakte mit der ASEAN sind 

Beobachtern zufolge bereits im Ge­

spräch. (WSJ online, 23.9.04; Xin­

hua, 23.9.04, nach BBC PF, 24.9.04; 

Xinhua, 23.9.04, nach BBC PF, 

25.9.04; Interfax-Kasachstan, 23.9.04, 

nach BBC PF, 24.9.04; Novoye Poko- 

leniye, 3.9.04, nach BBC PF, 10.9.04) 
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4 Öl im Mittelpunkt des rus­

sisch-chinesischen Gipfeltref­

fens

Unmittelbar vor dem Gipfeltreffen 

zwischen dem russischen Premiermi­

nister Fradkov und seinem chinesi­

schen Amtskollegen Wen Jiabao En­

de September in Moskau spielte die 

ins Schussfeld russischer Finanzbehör­

den und der Politik geratene russische 

Ölfirma Yukos eine politische Trumpf­

karte: Sie kündigte die sofortige Dros­

selung ihrer Öllieferungen an chinesi­

sche Abnehmerfirmen um zwei Drit­

tel an (50.000 statt 150.000 Barrel 

täglich). Diese Ankündigung erfolg­

te, nachdem die russische Regierung 

der Volksrepublik China zuvor versi­

chert hatte, die Krise um Yukos werde 

die vertraglich vereinbarten Lieferun­

gen nicht beeinträchtigen. Immerhin 

bezog China im ersten Halbjahr 2004 

8,5% seiner Rohölimporte aus Russ­

land, und Yukos war der wichtigste 

Exporteur.

Es handelte sich eindeutig um 

einen kalkulierten politischen Schritt 

der Yukos-Leitung im Vorfeld des 

sino-russischen Gipfeltreffens. Dafür 

spricht insbesondere die Tatsache, 

dass von der Drosselung der Lieferun­

gen lediglich die China National Pet­

roleum Corporation (CNPC), nicht 

aber der als wichtiger eingeschätzte 

zweite chinesische Partner, die Sino­

pec, betroffen sein sollte.

Da die Ölimporte für China strategi­

sche Bedeutung besitzen und die VR 

China auch schon im Rennen um eine 

geplante Erdölpipeline von Russland 

nach Ostasien gegenüber dem Kon­

kurrenten Japan ins Hintertreffen ge­

raten war, gingen Beobachter davon 

aus, dass Erdöl das zentrale Thema 

der neunten Runde der regelmäßigen 

jährlichen Treffen der Premierminister 

beider Länder bilden würde.

Trotz dieser Verstimmungen beeilte 

sich Wen Jiabao bereits bei seiner An­

kunft in Moskau gegenüber russischen 

Journalisten klar zustellen, dass es um 

die russisch-chinesischen Beziehungen 

derzeit besser bestellt sei als jemals 

zuvor. Als Beleg dafür nannte Wen, 

dass man eine strategische und ko­

operative Partnerschaft etabliert ha­

be, den russisch-chinesischen Vertrag 

über gutnachbarschaftliche Beziehun­

gen und Zusammenarbeit erfolgreich 

unterzeichnet habe und nun umset­

ze, einen Mechanismus für regelmä­

ßige Konsultationen und Treffen zwi­

schen den Regierungen beider Länder 

entwickelt habe und man sich in inter­

nationalen und regionalen Fragen zu­

nehmend gegenseitig konsultiere und 

miteinander kooperiere.

Dennoch lesen sich die politischen Er­

gebnisse des Treffens zwischen Wen 

und Fradkov im gemeinsamen Kom­

munique zum Abschluss des Besuchs 

recht farblos. So ist dort zwar zu le­

sen, dass man nunmehr formell ei­

ne direkte Telefonleitung zwischen den 

beiden Premierministern einrichte, um 

schnelle Konsultationen zu ermögli­

chen. Neben den schon bekannten Be­

kenntnissen zur Zusammenarbeit in 
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internationalen Fragen und im Zu­

sammenhang mit der Bekämpfung von 

Terrorismus und grenzüberschreiten­

der Kriminalität (mit dem besonde­

ren Schwerpunkt des Handels mit Dro­

gen aus Afghanistan) sowie diversen 

praktischen Maßnahmen des bilatera­

len Austauschs in allen denkbaren Be­

reichen standen wirtschaftliche Frage­

stellungen im Zentrum. So wird in 

dem Dokument der erfolgreiche Ab­

schluss der bilateralen Verhandlun­

gen im Zusammenhang mit dem rus­

sischen WTO-Beitritt vermeldet. Fer­

ner erkennen sich beide Staaten als 

vollwertige Marktwirtschaften an, was 

China von der EU bislang verweigert 

wird.

Im Hinblick auf die chinesischen Wün­

sche zur Sicherung der Versorgung 

mit fossilen Energieträgern aus rus­

sischen Quellen bleibt das Dokument 

jedoch eher vage. So wird zwar an­

erkannt, dass die Förderung prakti­

scher Fortschritte der bilateralen Zu­

sammenarbeit auf dem Feld der Ener­

giegewinnung einen wichtigen Faktor 

in der Stärkung der politisch angeleg­

ten strategischen Kooperationspart­

nerschaft darstelle. Konkrete Zusagen 

werden von russischer Seite jedoch 

nicht gemacht.

Zwar konnte die Verringerung der Öl­

lieferungen durch Yukos noch wäh­

rend Wens Aufenthalt in Moskau ab­

gewendet werden, weil sich der chine­

sische Abnehmer dazu bereit erklär­

te, die Gebühren und Transportkos­

ten für die auf dem Schienenwege er­

folgenden Lieferungen vorzufinanzie­

ren, wozu sich Yukos nach eigenen An­

gaben nicht mehr in der Lage gese­

hen hatte. Doch auch die Formulie­

rung, beide Länder wollten die Aus­

weitung der Rohöllieferungen auf dem 

Eisenbahn weg fördern, kann nicht da­

rüber hinwegtäuschen, dass Wen Jia- 

bao in dem chinesischen Anliegen ei­

ner Pipeline direkt nach Daqing im 

Nordosten Chinas keinen Schritt wei­

tergekommen ist.

In diesem Zusammenhang wurde von 

russischer Seite lediglich die bekann­

te Position wiederholt, man müsse 

zunächst eine Machbarkeitsstudie ab­

warten. Russland wolle jedoch, hieß 

es in einer ergänzenden chinesischen 

Stellungnahme, in jedem Falle das An­

liegen Chinas „aktiv in Erwägung zie­

hen“. Von einem Durchbruch kann 

also in dieser Hinsicht keine Re­

de sein. (FT, 21.9.04; SCMP online,

24., 25.9.04; XNA, 21., 25., 28.9.04; 

ST online, 21., 24.9.04; Interfax, 

24.9.04, nach BBC EF, 25.9.04; Xin­

hua, 24.9.04, nach BBC EF, 26.9.04) 
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5 Mehr und weniger willkom­

mene Chinesen in Europa

Am 1. September 2004 trat eine Ver­

einbarung zwischen der Europäischen 

Union und der Volksrepublik China in 

Kraft, die de facto die gesamte Euro­

päische Union - vorerst mit Ausnahme 

von Großbritannien, Dänemark und 

Irland - offiziell zum Ziel chinesi­

schen Gruppentourismus werden lässt 

(Approved Destination Status). Ins­

gesamt ist chinesischen Privatleuten 

nunmehr als Teilnehmer organisierter 

Reisegruppen der Besuch von 27 Län­

dern in Europa gestattet.

Die europäische Tourismuswirtschaft 

setzt im Incoming-Bereich schon seit 

einigen Jahren große Hoffnungen auf 

die wachsenden Bevölkerungsgruppen 

in der Volksrepublik China, die sich 

Reisen ins Ausland leisten können. 

Verschiedene EU-Staaten waren daher 

auch vorgeprescht und hatten bilate­

rale Vereinbarungen über die Zulas­

sung von Gruppentourismus aus der 

VR China abgeschlossen. Die Ver­

einbarung zwischen China und der 

EU setzt damit nur den vorläufigen 

Schlusspunkt einer schon vor Jah­

ren begonnenen Entwicklung. Auch 

die verbleibenden weißen Flecken auf 

der europäischen Landkarte des chi­

nesischen Tourismus - Großbritanni­

en, Dänemark und Irland - werden 

sich wohl in bilateralen Abkommen 

mit China bald anschließen. So stehen 

in Großbritannien die bilateralen Ver­

handlungen über den Approved Desti­

nation Status offenbar ebenfalls kurz 

vor dem Abschluss.

Allgemein wird eine erhebliche Aus­

weitung des chinesischen Tourismus 

nach Europa erwartet. Allerdings wer­

den in diesem Zusammenhang immer 

wieder die gleichen Hochrechnungen 

aus der Tourismusbranche zitiert, in 

denen von bis zu 100 Mio. Chinesen 

ausgegangen wird, die im Jahr 2020 zu 

ausschließlich touristischen Zwecken 

ins Ausland reisen werden. Die bis­

herige Entwicklung sieht weniger ein­

drucksvoll aus. So zählte die EU im 

Jahr 2002 lediglich 645.000 chinesische 

Besucher.

Am meisten hofft Frankreich vom Zu­

strom chinesischer Europareisender zu 

profitieren. Hier geht man gegenüber 

2003 von einer Verdoppelung der Tou­

ristenzahlen schon im nächsten Jahr 

auf bis zu 800.000 Personen aus. Selbst 

in Finnland wurde Anfang September 

die erste chinesische Reisegruppe be­

grüßt. Chinesische Reisearrangements 

beschränken sich in der Regel nicht auf 

ein einziges europäisches Land, son­

dern sehen vielmehr den Besuch von 

touristischen Highlights in verschiede­

nen Staaten vor.

Neben Frankreich und auch der 

Schweiz sind es aber primär die süd­

europäischen Länder, die ihre Hoff­

nungen auf China setzen. Insbeson­

dere der Tourismussektor in Italien 

und Spanien hofft durch ein Wachs­

tum der Zahl chinesischer Reisender 

in den nächsten Jahren die Einbußen 

durch den Rückgang des Tourismus 

aus den USA und Japan ausgleichen 

zu können.

So willkommen Bürger der Volksre­

publik China als Touristen sein mö­

gen, so unwillkommen sind sie zuwei­

len in anderen Rollen. Sind diffuse 

Ressentiments gegen das Billiglohn­

land China als Zielregion der Verla­

gerung europäischer Produktionsstät­

ten nicht selten, so schlagen diese lo­

kal bisweilen in offene Aggression ge­

gen chinesische Unternehmer um. Ei­

ne Gruppe von ca. 500 Demonstranten 

setzte erst im September in der süd­

ostspanischen Stadt Elche ein negati­

ves Beispiel.

Elche ist traditionelles Zentrum der 

spanischen Schuhindustrie. Vor mehr 

als zehn Jahren begannen einige 

dort ansässige Unternehmer jedoch 

mit der Verlagerung der Produktion 

nach China. In der Folge drohte auf­

grund schwindender Konkurrenzfähig­

keit Arbeitslosigkeit in Elche. Vor et­

wa zwei Jahren ließen sich auch noch 

die ersten chinesischen Schuhimpor­

teure in Elche nieder; inzwischen ist 

ihre Zahl auf mehr als 70 angewach­

sen. Arbeitslosigkeit, Produktionsver­

lagerung der spanischen Unternehmen 

nach China und nun noch die star­

ke Sichtbarkeit der chinesischen Kon­

kurrenz direkt vor Ort in Elche bilde­

ten die explosive Mischung, die sich 
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im September im wahren Wortsinn 

entzündete. Unter Rufen wie „Chine­

sen raus“ marschierte am 16. Septem­

ber ein Demonstrationszug zu chine­

sischen Lagerhäusern im Industriege­

biet Carrus und setzte zwei davon in 

Brand.

Das chinesische Außenministerium 

forderte unmittelbar nach Bekannt­

werden dieses ersten offenen antichine­

sischen Übergriffs in Europa die harte 

Bestrafung der Täter. In Gesprächen 

zwischen dem chinesischen Botschaf­

ter in Spanien und dem spanischen 

Außenministerium als auch gegenüber 

dem einzitierten spanischen Botschaf­

ter in China forderte die chinesische 

Regierung Spanien auf, sie möge die 

Sicherheit für Leib und Leben sowie 

für das Eigentum chinesischer Staats­

bürger in Spanien gewährleisten.

Wie wichtig die chinesische Regierung 

im Zuge eines mit den wirtschaftlichen 

Verflechtungen des Landes wachsen­

den personellen Austauschs die Fra­

ge der Rechte von Migranten nimmt, 

beweist auch das sechste informelle 

ASEM-Seminar über Menschenrech­

te, das in diesem Jahr praktisch zeit­

gleich mit den Ereignissen von Elche 

am 16. und 17. September in Suzhou 

stattfand. Das zentrale Thema bilde­

te die Situation von Migranten in Asi­

en und Europa sowie der Schutz ih­

rer Rechte. (XNA, 2., 5., 17., 23.9.04; 

ST online, 1.9.04; persönliche Infor­

mationen, Joaquin Beitran, Barcelo­

na, 27.9.04) -kg-

6 Unnachgiebige Rhetorik und 

praktisches Entgegenkommen

zwischen Beijing und Taibei

Als der taiwanesische Präsident Chen 

Shuibian Ende August das größte 

jährlich stattfindende militärische Ma­

növer Taiwans absagte, lautete die Be­

gründung, er wolle eine Geste des gu­

ten Willens zeigen, nachdem auch die 

VR China ein auf die Invasion von 

Inseln ausgerichtetes Manöver in der 

Region der Insel Dongshan zwischen 

Taiwan und dem chinesischen Fest­

land abgesagt habe. Unstrittig ist die 

politische Motivation dieses Schrittes, 

doch erweist sich die Interpretation 

der zugrunde liegenden Fakten bei nä­

herem Hinsehen als zumindest einsei­

tig.

Sowohl die VR China als auch Taiwan 

hatten bereits seit Wochen immer wie­

der Militärmanöver durchgeführt. Bei 

der von Chen so bezeichneten Absa­

ge der Manöver seitens der Volksre­

publik handelte es sich um den Abzug 

von 3.000 Soldaten aus dem Manöver­

gebiet um Dongshan, der von chinesi­

scher Seite als regulärer Abschluss der 

Manöver dargestellt wurde. Der Ver­

zicht Taiwans, seinerseits ein großes 

Manöver Anfang September durchzu­

führen bezog sich wiederum lediglich 

auf eine große Militärübung zum Ab­

schluss einer Serie von Manövern.

Die VR China warf Chen Shuibian 

denn auch vor, bei seiner Absage der 

taiwanesischen Manöver handle es sich 

keineswegs um eine Geste guten Wil­

lens gegenüber der VR China, sondern 

vielmehr um billige Publicity, mit der 

er die Bevölkerung Taiwans und die 

USA zu beeindrucken suche. So be­

grüßten die Vereinigten Staaten den 

taiwanesischen Schritt, doch die poli­

tische Spannung zwischen Taiwan und 

der VR China blieb unverändert be­

stehen.

Ob die Tatsache, dass der Vorschlag 

eines chinesischen Wissenschaftlers für 

ein Wiedervereinigungsgesetz Anfang 

September auch von Premierminister 

Wen Jiabao aufgegriffen wurde, die 

Spannungen noch verschärfen wird, 

bleibt hingegen abzuwarten. Von ei­

nem solchen Gesetz, das die legale 

Grundlage für ein militärisches Ein­

greifen Beijings im Falle einer Unab­

hängigkeitserklärung Taiwans bieten 

soll, erhofft man sich in China eine Er­

höhung des Drucks auf Taiwan in die­

ser Frage.

Auf der Ebene der konkreten Zusam­

menarbeit in Fragen, in denen beide 

Seiten aufeinander angewiesen sind, 

gab es im September eine positive Ent­

wicklung, die allerdings nicht über­

bewertet werden sollte. Im Vorfeld 

des Mittherbstfestes Ende September 

konnten erstmals seit den Präsiden­

tenwahlen in Taiwan wieder mehre­

re Gruppen von illegalen Migranten 

aus Taiwan in die VR China repatri­

iert werden. Die chinesischen Behör­

den hatten sich Ende August dazu ent­

schlossen, die Abschiebung von Bür­

gern der VR China über die taiwane­

sische Insel Mazu nach Fujian wieder 

zuzulassen, nachdem man das Verfah­

September 2004

ren am 12. März 2004 ausgesetzt hat­

te.

Im September konnten auf diese Wei­

se unter Beteiligung der Rotkreuz-Ge­

sellschaften beider Seiten insgesamt 

etwa 170 Migranten von Taiwan in 

die Volksrepublik abgeschoben wer­

den. In Stellungnahmen wurde die 

Wiederaufnahme des Abschiebungs­

verfahrens mit humanitären Erwägun­

gen begründet. Die Migranten sollten 

die Gelegenheit erhalten, das Mitt­

herbstfest im Kreise ihrer Familien 

zu verbringen. Dies galt jedoch nur 

für eine kleine Minderheit der in Tai­

wan arrestierten illegalen Zuwande­

rer vom chinesischen Festland. Bis zu 

2.500 weitere Migranten erwarten in 

den verschiedenen Internierungslagern 

die Klärung ihrer Identität durch die 

Behörden auf dem Festland und im 

Anschluss daran ihre Abschiebung.

Zeitgleich mit der Abschiebung der 

letzten und größten Gruppe von chi­

nesischen illegalen Migranten auf das 

Festland wurden von den chinesischen 

Polizeibehörden insgesamt fünf taiwa­

nesische Kriminelle an Taiwan ausge­

liefert, unter denen sich nach taiwa­

nesischen Angaben auch zwei Perso­

nen befanden, die zu den zehn meist­

gesuchten Verdächtigen zählten. Ein 

informelles Übereinkommen zwischen 

den Strafverfolgungsbehörden beider 

Seiten mit dem Ziel der Bekämpfung 

der Kriminalität auf beiden Seiten 

der Taiwan-Straße hatte die Ausliefe­

rung ermöglicht. In Taiwan wird al­

lerdings davon ausgegangen, dass sich 

auf dem chinesischen Festland noch 

weitere 326 Personen aus Taiwan ver­

steckt halten, die im dringenden Ver­

dacht stehen, in Taiwan schwere Ver­

brechen verübt zu haben. (WSJ on­

line, 31.8., 10.9.04; ST online, 2.9.04; 

SCMP online, 11., 24.9.04; SCMP on­

line, 7.9.04, nach BBC PF, 8.9.04; 

CNA online, 23.9.04, nach BBC PF, 

24.9.04; Taipei Times online, 24.9.04, 

nach BBC PF, 25.9.04) -kg-




